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Auf den beiliegend.n 3 Selten kommen wir dem Ersuchen des Sautenauaachusses nach, 
zum Antrag 129/A betreffend die Wohnreeht.noveUe 2000 eine schrtftliche Stellungnahme 
abzugeben. 

Wir beschränken uns dabei auf eInige wenige Punkte, zu denen wir glauben, mit unSerem 
WiIHn dienlloh sein zu können. 

Wir danken lOr die Einladung und honen. d.n Beratung.n einen sinnvollen Beitrag zu lIe­
fem. 

Blll'lk: Ef\STE BANK dott 6.t:em:id!;'c:I\en 6p""'''' Aa, iLZ 201 1 1. I<ontll 0I3·13S02 

FItm.,'!b, .. ICItInLJmm,r 745aC1 b. A",,~ClM HIfId'~1 Woen PVR 07411Of1 

wrnOO·b 

Mit freundlichem Gruß 

CI Peter MOHr I 
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Wohnrechtsnovelle 2000· Antrag 129/A 
Stellungnahme der SRZ Stadt + ReglonalforlChung Wien 
Pr. Karl Czasny, PI Pe"r Moser 

rlR.291 5 . 2 

1, Zu ÄncIorungsvarschligen belrof!lnd du WahnungagtmolnnOlzlgkoltogeoetz (ArtIkel 1 ) 

1.1 Investitionen zur Senkung dtt Verbrauchi, Deckung durch BetrilbskOltan (l. 2) 
Ob das In d.r AntraglbegrOndung erwAhnte .volle Durchschlagen der KoatenredUktion 

Im Entgelt· (nach AbaehluB der Re1inanzierungsphase) tatsächlich eintreten wird, kann nicht 
generell gesagt werden. Nach AusschOpfen der hOchstzulbsigen Refinanzierungsphase 
<15 Jahre) ist die getltlgte Inveatition mögllcherwel" gar nicht mehr state 01 the ans und es 
sollte wieder eine Verbesserung nach dem.elben Flnanzierungsmodell durchgefQhrt werden. 
Die Wohnungsnutzer warden dann wieder nich1 In den Genuß der Bebiebakoltenaenkung 
kommen. Die Int.ntion, den Energlaverbrauch gering zu halten, Ist sk:herlich unterstOtzens~ 
wert; daß die defOr erforderlichen Investitionen jedoch über die Dtft.renz zwltchen fiktiven 
und realen Botriebskosten (nicht weitergegebene Ersparnis) finanziert werden sollen, Ist In 
der Realität fOr den Wohnunganutzer wahracheinlid'l .. hr achwer kontrollierbar. Schon heute 
sind Transparenz und Versttndllehkelt der BetrfebskostenabrechnunQen nur für einen winzi· 
g.n Bruchteil der Bewohnerhaushalte gegeben. Eine Erleichterung stellt diese FinanzIe­
rungs- bzw. Abrechnungsform wohl kaum dar. 

1.2 ErweIterung du Erhaltunglbegriffet (Z. 4) 
Maßnahmen, die nac" gAngigem Verstlndnls jeder Mensch als Modemlsierung oder 

Verbelserung bezeichnen warde und die das geltende Gesetz auch als nOtzllche Verbesse­
rung bezeichnet, nun unter Erhaltungsmaßna"men zU IUMumieten, iat ,achllen nicht ge­
rechtfertigt. In der BegrOndung scheint dies auch den Antragstellern bewußt zu sein, da sie 
von .fiktiven Emaltunglarbeiten- sprechen. Der reale Grund. die vorgeschlagenen Maßnah­
men als ErhaltungsmaBnahmen zu bezeichnen, liegt wohl in der Ab.icht, die im Fane von 
nOtzlichen Verbesserungen (§ 14b, Abs. 3) verankerten Mitspracherechte der Bewohner­
haushalte zu umgehen. 

1.3 Mlellcaul. Wahnunlll"lgentumiaptlan (Z. 5) 
Oie grundsätzlleh. Frage. die In diesem Zusammenhang zu stellen wAre, Ist Jene nach 

dem f5konomisc:hen Charakter der Anfanguahlungen: Sind Sie als erste Ratenzahlung und 
daher als Bestandteil einer Kauflelstung zu betrachten oder handelt •• Ik:h um ein. Miet­
vorauszahlung? Im aratsm Fall begrOndet die Zahlung einen Schritt in Richtung Eigentums­
wechsel Im anderen Fall (Miete) nicht. In der pollUschen Auselnanderssetzung spiegeln sich 
beide Betrachtungsweisen wider. Oie beantragt* Einziehung einer Obergrenze von 
50 EURO pro ml macht diese grundaAtzliche Unvereinbarkeit nur besonders aktuell. Theo­
retisch Ist es Überhaupt nicht argumentierbar, warum AnfaMgazahlungen unterhalb dieser 
Grenze nicht elgentum.bildend wirken. wAhrend hf5here BetrAge diele Eigenschaft sehr 
wohl haben. 

In der ReBlitit Ist Im Falle des Inkratttretens der Wohnrechtanovelle in der beantragten Form 
mit einer Erhahung der laufenden Wohnkosten (MletemOhung.,,) zu rechnen. fa/ls die ge­
melnnQtzige Bauvereinigung die KaufoptIon verhindem will. Oie Mietanstiege werden nicht 
nur von der Höhe der rOckerstatteten bzw. nicht eingehobenen Anlangazahlung abhAngen, 
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sondem auch von der alIfilIigen Notwendigkeit der Fremdmfttelaufnahme durch die Bauver­
einigung, mit denen die \/'on dan Mietem geleisteten EIgenmittel .ra.tzt werden. 

Oie Versohiebung von den Anfangszahlungen hin zu den laufenden Kosten Ist luch deswe­
gen problematilch, weil viele IOngere Familien gerade In den Anfang.zahlungen von der 
arteren Generation unterstOtzt werden {wurden), jedoch die lautenden Wohnkosten aus dem 
eigenen Einkommen beItreiten, du dadurcn .stArker als bi.ner belastet werden wOrde. 

Eine von un.s, der SAZ Stadt + Aegionalforschung, durchgefOnrte Studie (1996) zeigt, daß 
E'GJentumswohnungsauchende zu 98 % I'I6here Anfangezahlungen und dafOr niedrige,. 
laufende Wohnkosten bevorzugen; bel Eigenh.lmintereuenten 1st dieselbe Prlferenz zu 
89 % gegeben: rund drei Viertel der Mlatwohnungslnteressentan ziehen die höheren An­
fangszahlungen gegenüber nöheren laufenden Wohnkosten vor. 

WOrde nun ein Bundesland auf dIe neuen Rahmenbecllngungen (geringere Anfang.zahlun­
gen, höhere laufende Wohnka.ten) mit einer entsprechenden Erh6hung der Förderung rea­
gieren (das muß nicht zwangaliutig eIne Änderung des Wohnbelhllfenanspruchs sein), dann 
besteht die ßafahr, daß Bewohnerhaushalte von Wohnungen, die in den letzten Jahren er­
richtet wurden, verstärkt In die neuen, besser geförderten Wonnungen (mit geringerer An­
fangszal'llungsverptllchtung) umziehen werden, was durchaus zu einer Steigerung der Leer· 
standsquote in diesem Bereich fOhren könnte. Dies ist umso mehr zu betarchten, als bei 
Auszug aus geförderter Miete die ROckzanlungskondltionen der beim Einzug bezahtten EI­
genmIttel 11. Antrag (Art. 1, Z. 8) gOnstiger als In der derzett geltenden Fassung ga.taltet 
werden solltan. 

Ob die von den antrageteIlenden Abgeordneten angestrebte V81'1tlrkta Eigentumsbildung 
tataäcnlich auf diese Weise erreicht wird, Ist anzuzweifeln. El'lt.n Beobachtungen zufolge ist 
zwar eine Zunahme der Mietkaufoptionen fe.tzustellen, jedocn auf Kosten des Anteil, der 
direkten Eigentumswohnung.käufer. Gent man noch davon aus, daß nicht alle Mieter mtt 
Mietkaufoption diese auch tatsächlich wahrnehmen werden, dann dartte der Anteil der Ei­
gentumswohnungen am Gesamtwohnungsbeatand in .eln.r Entwicklung nicht signifikant 
beeinfluBt werden. Was also Obrigbleibt, ist der eher negativ einzustufende Effekt hOherer 
laufender Wo~mkosten fOr die Bewohner. 

Schließlich wäre noch darauf hinzuweisen, daß der Antrag nur die gemeinnQtzigen Bauver­
einigungen, nicht aber die gewerblIchen BautrAger betrifft, die ebenta". mit F5rdermmeln 
bauen. Diese Ungleichbehandlung Ist aus unHrer Sient nicht mit den leitenden GrundsAtzen 
der GemeinnotzlgkeJt, wie .i. im § 1 des WGG dargelegt sind, argumentierbar. Oie EJ1eieh· 
terung der Bildung privaten Eigentums ist kaum eine Angelegenheit dee Gemeinwohls. 

2. ZU Änderunglvorlchlagtn botntfend d .. Mlttrlchllgul" (Ar1ikeI2) 

V.l'linh.ltlichung du AblChlagti bl>l befrl.tew Vennletung (Z 2 bis ") 
Befrlstungsabschh\ge sInd generell problematisch, da sie "hr schwer OberprOfbar sInd. 

Eine von uns, der SRZ Stadt + Regionalforschun; durchgetohrtt Studie (1995) ergab, daß 
von )enen untersuchten befristeten Mietvertrrlgen, In denen ein B.fristungsab6cnlag erfor­
derlich gewesen wAre bei 35 o/e d.r Ab.chlag tatsächlich vorhanden war, bel 2S % kein Ab­
schlag abgezogen wurde und b.1 40 % aus dem Vertragsten nicht eruierbar war, ob ein Ab· 
schlag gewAhrt wurde. Derzeit spricht nients gegen eine Änderung dieser Praxis. 
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1m F.ne eines Inkraftretens des Antrags vermuten wir nachstehlnde Auswirkungen: Da bei 
3-JahresvertrAgen auch kein gröBerer Abschlag als bei Ilnger.r Befristung zu gewAl'lren ist, 
werden voraussichtlloh vorwiegend solche Befristungen angeboten, Miet.r, die einen linger 
geltenden Vertrag l'Iaben wollen, werd.n dafOr vermutlich ..Ablösen- zah len mOa.en. Der 
Haupteffekt wird steh aber In der Wohnungswecheelquote niederschlagen: Das Problem dea 
Stadtnomad.ntums wird sich noch mehr verschärfen, Schon jlW hat der Sektor der privat.n 
Miete die höchste Fluktuationsrate: 

• Private Mi.te" ... ......... " ... " 14 % 
• Eig.ntumswohnungen .......... 15 ~ 
• G.mlindewohnungen .......... e "I. 
• G.förderte Miete ................ 10 % 
~: SAZ SENSOR 98, Onerr.ich Insgesw) 

Die mit dem Antrag angestrebte Erleichterung der Befristung ist sicherlich nicht als BeltraQ 
zur BefriedIgung des BedOrfnLsa.s nach Wohnlich.malt zu wirtin. 

Wien, Im Mal 2000. 
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